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Verkündet

am 16. März 1962

I.m N a m e n d e s V o l k e 3

In Sachen

Klägerin und Revisionsklägerin,

g e g e n

Beklagte und Revisionsbeklagte,

hat der 12; Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 16. März 1962, an der
mitgewirkt haben

Senatspräsident R a a c k
als Vorsitzender,

Bundesrichter M e 1 l w 1 t z und

Bundesrichter Dr. S c h u b e r t
als weitere Berufsrichter,

Bundessozialrichter Dr. E n g e l s und

Bundessozialrichter D ö w e 1
als ehrenamtliche Beisitzer,

|_
!

09

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin werden die Urteile des
Landessozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom 21. No—

vembcr 1958 und des Sozialgerichts Köln, Zweigstelle

AaChen, vom 14. Februar 1958 sowie der Bescheid der
Beklagten vom 3. Juli 1956 aufgehoben.

Die Beklagte wird verurteilt, der Klägerin ■itwen—
rente in gesetzlicher Höhe vom 1. Februar 1956 an
zu gewähren.

Die Beklagte hat der Klägerin die außergerichtlichen
Kosten des Verfahrens zu erstatten.

V o n R e c h t s w e g e n.
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Der Ehemann der Klägerin war bis 1936 selbständiger Landwirte
Er hat in dieser Zeit Rentenversicherungsbeiträge nicht ent—

richteto Anschließend hat er vom 100 Februar 1936 bis zu sei—

nem Tode am 20 Mai 1940, der Folge eines Arbeitsunfalls war‚
in einem invalidenversichsrungspflichtigen Beschäftigungsver-

hältnis gestanden° Die Klägerin erhält eine Unfallhinterblie—

benenrente von der Rheinischen Landwirtschaftlichen Berufs—

genossenschafto

Für die beit der versicherungspflichtigen Beschäftigung des

Ehemannes der Klägerin sind 217 Wochenbeiträge zur Invaliden—

versicherung nachgewiesen„ Die Klägerin beantragte am 19°

Januar 1956, ihr Witwenrente aus der Invalidenversicherung

zu gewähreno Die Beklagte lehnte den Antrag mit der Begründung

ab, für ihren Ehemann sei im Zleitpunkt seines Todes die Warte—

zeit nicht erfüllt gewesen und sie könnenauch nicht als er—
füllt gelten° Es seien nur 217 Wochenbeiträge : 50 Monatsbei—

träge nachgewiesen; Ersatzzeiten gemäß @ 1263 der neichsvcr—

sicherungsordnung (EVO) aF lägen nicht vor° @ 1263 a Abs„1

Nr„ 1 BVD aF könne nicht angewendet werden9 weil die Vor—
schrift erst am 10 Mai 1942 in Kraft getreten und der Ehemann

der Klägerin vor diesem Zeitpunkt verstorben sei()

Das Sozialgericht (SG) hat die gegen den ablehnenden bescheid

erhobene Klage abgewiesen, und das Landessozialgericht (LSG)

hat die hiergegen eingelegte Berufung Zurückgewieseno Das LSG
Ihat ausgeführt; Der Klägerin stehe Witwenrente nicht zu‚ weil

die Wartezeit zur Zeit des Todes des Ehemannes nicht erfüllt

gewesen sei und auch nicht als erfüllt gelten könne„ Die Warte—

zeit habenach 5 1262EVOin der bis zum310Dezember1956
geltenden Fassung der Vereinfachungsverordnung (VVG) vom 170
März 1945, die nach Art° 26 aaO auch für frühere Versicherunge—

fälle anzuwenden sei9 60 Beitragsmonate oder 260 Beitrags—

wochen betrageno Zwar gelte nach 5 1263 a Abs„ 1 Nr(, 1 EVO aF
die Wartezeit auch ohne Rücksibht auf die zurückzulegende
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Versicherungszeit dann als erfüllt, wenn der Versicherte

infolge eines Arbeitsunfalls gestorben sei° Diese Vorschrift

könne jedoch entgegen der Ansicht des 4° Senats des Bundes—

sozialgerichts - ass _ (Urteil vom 240 4„ 1958 - 4 RJ 244/56
in BSG 7, 146) auf Versicherungsfälle vor dem 1° Mai 1942

keine Anwendung finden„ Dies werde durch die Gesetze über

die Reform der Rentenvers;oherung bestätigt° Die Klägerin

habe deshalb einen Anspruch auf Witwenrente für die Zeit

vor dem 1° Januar 1957 nicht„ Für die 4eit nach dem 310
Dezember 1956 sei ein solcher Anspruch ebenfalls nicht be—

gründet, weil auch für diese Zeit nach den in Betracht kom—

menden Vorschriften des Arbeiterrentenversicherungs—Neurege—

lungsgesetzes (ArVNG) vom 23, Februar 1957 (BGBl I, 45)

Voraussetzung sei, daß der Ehemann der Klägerin eine Ver-

sicherungszeit von 60 Kalendermonaten zurückgelegt habe°

Auch aus den Übergangsbeszimmungen des Neuregelungsgesetzes

könne eine der Klägerin günstige Entscheidung nicht herge-

leitet werden°

Das LSG hat die Revision zugelassen, weil es von einer Ent—

scheidung des BSG abgewichen und die hier maßgebende Rechts-

frage auch von grundsätzlicher Bedeutung ist°

Mit der Revision beantragt die Klägerin,

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils,
des Urteils des Sozialgerichts Köln vom
140 Februar 1958 und des Bescheides der

Beklagten vom 50 Juli 1956 diese zu ver-
urteilen9 der Klägerin Witwenrente vom

1„ Februar 1956 ab zu gewähren,

hilfsweise,

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils

die Sache zur erneuten Verhandlung und Ent—

scheidung an das LSG Nbrdrhein—Westfalen
‚zurückzuverweisentg
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Sie rügt die Verletzung des Art„ 17 VVG vom 170 März 1945,

des 5 4 des Sozialversicherungsanpassungsgesetzes (SVAG) vom
17„ Juni 1949 und der @@1255, 1263 a Abs° 1 Nr° 1 BVG aF‚ Sie
trägt dazu vor, im Gegensatz zur Rechtsauffassung des Berufungs—

gerichts müsse die Vorschrift des 5 1263 a Abs° 1 Nr„ 1 EVO aF
ohne zeitliche Beschränkung oder sonstige Einschränkung rück-

wirkend auch auf Versicherungsfälle vor dem 1„ Mai 1942 ange—
wendet werden‘, Der gegenteiligen Ansicht des LSG könne nicht

beigetreten werden° Der Anspruch der Klägerin sei auch für die

beit nach dem 31° Dezember 1956 begründet° Dies folge aus
@ 1263 a Abs° 1 Nr„ 1 EVO aD ioV.m° Art° 2 5 5 ArVNG°

Die Beklagte beantragt,

die “evision als unbegründet zurückzixweisen9

Sie meint, das LSG habe die als verletzt gerügten materiell—

rechtliohen Vorschriften zutreffend ausgelegt und angewendet„

Die von der Klägerin form— und fristgerecht eingelegte und be;

gründete Revision (@@1649 166 Abs„ 2 SGG) ist durch Zulassungy

statthaft (@ 162Abso 1 Nr„ 1 SGG) und damit zulässigo Sie ist

auch begründet;

Das LSG ist zu Unrecht davon ausgegangen; daß 5 1263 a Abs() 1

Nr° 1 EVO aF auf Versicherungsfälle vor dem 1„ Mai 1942 keine

Anwendung finde° Der 4° Senat des BSG hat in seinem Urteil vom

24. April 1958 _ 4 RJ 244/56 - (BSG 7, 146) nicht nur unter
ausführlicher Darstellung der Gesstzesentwicklung, sondern auch

unter eingehender Abwägung der sich gegenüberstehenden zwei

Auffassungen über die Auslegung der maßgebenden Vorschriften

dargelegt, warum Arto 26 VVO vom 17° März 1945 (BGBl I, 41)

allein die Schlußfolgerung zuläßt, daß Art„ 17 VVG und damit

@ 126}1Abs0 1 Nr° 1 EVO aF auf alle Versicherungsfälle anzu—
wenden ist, für die am 31° März 1945 ein das Versicherungsver—

hältnis abschließender 5escheid noch nicht ergangen war9 so

daß für alle in © 1265 a Abs„ 1 Nr° 1 EVO aF geregelten Tat—
bestände jede zeitliche Beschränkung hinsichtlich des Eintritts
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des Versicherungsfalles entfällt° Das LSG hat sich in dem
angefochtenen Urteil gegen diese Ansicht mit neuen Gründen

gewandt° Es meint, die Fiktion der Erfüllung der Wartezeit

bei Arbeitsopfern sei für “euversicherungsfälle (ab 1„Januar

1957) in 5 1252 Nr„ 1 EVO nF geregelt° Nach der Übergangs—

vorschrift des Art(, 2 5 10 Abs„ 1 Buchst„ & ArVNG gelte

nun 5 1252 Nr„ 1 BVG nF auch für Altversicherungsfälle,

die nach dem 30° April 1942 eingetreten seien. Hier sei

also wieder der 1° Mai 1942 als Stichtag für die erweitern;

de Anwendung der fiktiven Wartezeiterfüllu■g auf Altver-
sicherungsfälle festgesetzt worden° Aus dieser Neuregelung

ergebe sich, daß auch der Uesetzgeber der Ansicht sei, daß

dem 5 1263 a Abs„1 Nr„ 1 BVD aF nur eine zeitlich begrenzte

Rückwirkung auf Versicherungsfälle nach dem 30° April 1942

zukomme°

Dem LSG ist zwar zuzugeben, daß aus der Wahl des Datums

des 3o„ April 1942 in Art„ 2 @10 Abs„ 1 Buchst„ a ArVNG
in der Tat herausgelesen werden kann, der Gesetzgeber sei

von der vom LSG vertretenen Ansicht ausgegangen° Das Gericht

ist jedoch bei der Gesetzesanwendung nicht an eine vom Ge—

setzgeber möglicherweise gehabte Rechtsauffassung gebunden,

sondern hat bei der Gesetzesanwendung lediglich von einem

vom “esetzgeber erteilten uesetzesbefehl auszugehen° Ein

°esetzesbefehi liegt nun in Art„ 2 5 10 Abs„ 1 Buchsto a
ArVNG nur vhinsichtlich der Vorschrift des 5 1252 Nr" 1

BVD nF vor, also für die Fälle, in denen diese Vorschrift

zur Anwendung zu kommen hat° Im vorliegenden Fall ist die
Entscheidung jedoch nicht nach dieser Vorschrift zu tref-

fen, sondern die Frage nach dernErfüllungxdér Wartezeit
ist-nach altem Recht aus 5 1263 a Abs„ 1 N

„ 1 EVO aF zu
beantworten° Art„ 2 5 10 Abs„ 1 Buchst‚ a ArVNG schreibt
aber nicht vor, daßxdie alte Vorschrift des 5 1263 a Abs° 1
Nr„ 1 RVG nur vom 1° Mai 1942 an anzuwenden ist„ Die prak-

tische Bedeutung des Art° 2 @10 Abs„ 1 Buchst„_a ArVNG
liegt darin‚ daß von dieser Regelung nunmehr auch die

seit dem 10 Mai 1942 eingetretenen Versicherungsfälle
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erfaßt_werden‚ für die am 31° März 1945 ein das Versicherungs—
verhältnis abschließender rechtskräftiger Bescheid bereits er—

gangen_war und die deshalb nicht unter Art° 26 VVG fielen°

Arte 2 5 10 Abs„ 1 Buchst„ a ArVNG hat somit an der von dem
4„ Senat in dem angeführten Urteil - dem der erkennende Senat_

sich anschließt — herausgearbeiteten Rechtslage nichts geändert()

Nach 5 1255 Abs„ 2 EVO aF, der auf den vorliegenden Fall ge—
mäß Art„ 2 5 5 ArVNG weiter anzuwenden ist, ist die Hinter—

bliebenenrente zu gewähren, wenn für den Verstorbenen Zur üeit

seines Todes die Wartezeit erfüllt und die Anwartschaft er—
halten ist„ Zwischen den Deteiligten besteht nur noch Streit

darüber, ob im “eitpunkt des Todes des Ehemannes der Klägerin

die Wartezeit als erfüllt anzusehen ist° Das ist über die

gesetzliche Fiktion des 5 1263 a RVO i„d°F° des Arto 17 der
VVO vom 170 März 1945 der Fall, denn nach dieser Vorschrift
gilt die Wartezeit ohne Rücksicht auf die zurückgelegte Ver-

sicherungszeit immer dann als erfüllt, wenn der Versicherte

infolge eines Arbeitsunfalls gestorben ist, wie dies hier

bei dem Ehemann der Klägerin der Fall ist„ Da @ 1263 a RVO
aF auch auf den Arbeitsunfall des Ehemannes der Klägerin an—

zuwenden ist, bedarf es entgegen der Ansicht des LSG nicht

des Nachweises der Erfüllung der Wartezeit im Wege der Beie

tragsentrichtung von mindestens 60 ISeitragsmonaten nach % 1262

RVO aFo Da somit die Voraussetzungen des 5 1255 Abs„ 2 EVO
aF für die Gewährung der Hinterbliebenenrente an die Klägerin

erfüllt sind, ist die Revision begründen und der Senat konnte

auch gemäß 5 170 Abs° 2 Satz 1 SGG in der Sache entscheiden°

Die Beklagte war auf die Klage unter Aufhebung des ablehnen—

den ijescheides vom 30 Juli 1956 und der Urteile des SG Köln5
Öweigstelle Aachen, vom 14° Februar 1958 und des LSG Nord—

rhein—Westfalen vom 210 November 1958 zur Gewährung der
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Witwenrente vöm Ablauf des Antragsmonats än (@ 1286 EVO
aF) zu verurteilen, und zwar-gemäß Art„ 2 © 5 ATVNG auch

über den 310 Dezember 1956 hinaus°

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden An-

wendung des @ 193 SGG°
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